
 

 

 Hausvogteiplatz 1, 10117 Berlin  Telefon 030 37711-0 Telefax 030 37711-999 
Gereonstraße 18 - 32, 50670 Köln  Telefon 0221 3771-0 Telefax 0221 3771-128 

Avenue des Nerviens 9 - 31, 1040 BRUXELLES, BELGIEN  Telefon +32 2 882 774-0 Telefax +49 221 3771-399 
Internet: www.staedtetag.de 

09.07.2026 

 

Stellungnahme des Deutschen Städtetages 

zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur 
 
Der Deutsche Städtetag bedankt sich für die Möglichkeit, zum Referentenentwurf eines Ge-
setzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur Stellung zu nehmen.  

 
Die extrem kurze Frist für die Einreichung der Stellungnahme ermöglicht dennoch keine 
ausreichende Auseinandersetzung mit dem Referentenentwurf. Das ist besonders bedau-
erlich, weil es um eine bedeutsame Zielsetzung wie die Stärkung der Natürlichen Infra-
struktur und die Bewältigung der Biodiversitätskrise geht. In unserem Schreiben vom  
7. Juli 2026 an Staatssekretär Jochen Flasbarth haben wir gemeinsam mit den anderen 
kommunalen Spitzenverbänden unsere Kritik am Verfahren bereits geäußert.  

 
Wir teilen die Einschätzung, dass das Verfahren nicht auf die lange Bank geschoben werden 
darf, auch wegen des Zusammenhangs mit dem Infrastruktur-Zukunftsgesetz. Gleichwohl 
müssen aber Gründlichkeit und Sorgfalt vor Schnelligkeit gehen. Wer Kommunen frühzeitig 

und ernsthaft beteiligt, erhält praxisnahe Regelungen, vermeidet Vollzugsprobleme und ver-
ringert den späteren Bedarf an Korrekturgesetzen. Zudem sollten die aus dem Gesetz entste-
henden Kosten für die kommunalen Verwaltungen ebenfalls benannt werden. 
 
Diese zum jetzigen Zeitpunkt erarbeitete Stellungnahme erhebt daher keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit. Wir behalten uns vor, im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens weitere Hin-
weise einzubringen.  
  
1. Allgemeine Anmerkungen: 

Grün-blaue Infrastrukturen sind wie funktionierende Verkehrs- und Energieinfrastruktur 
sowie digitale Infrastrukturen Grundpfeiler der Daseinsvorsorge, des Gemeinwohls und 
der nationalen Sicherheit. Beschleunigung und Natur- sowie Artenschutz müssen stärker 
gemeinsam gedacht werden. Wir begrüßen die Zielsetzung des Referentenentwurfes, den 
Biotopverbund zu stärken und dort Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu erleichtern.  
 
Für eine erfolgreiche Umsetzung ist allerdings eine ausreichende Finanzierung, eine Auf-
rechterhaltung langfristiger Förderstrukturen und eine gute personelle und finanzielle 
Ausstattung der Kommunen essenziell. Starke kommunale Strukturen sind wesentliche 
Voraussetzung einer zuverlässigen Umsetzung des geplanten Gesetzes. 
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Klimaschutz, Klimaanpassung und der Erhalt der Biodiversität sind eine zentrale gesamt-
gesellschaftliche Zukunftsaufgabe. Natur- und Artenschutz sind Partner einer gemein-
wohlorientierten und zukunftsgerichteten Stadt- und Regionalentwicklung.  
 
2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E: 

Ein überragendes öffentliches Interesse für den Erhalt einiger geschützter Bestandteile 
der Landschaft wird grundsätzlich begrüßt. Allerdings werden damit nicht die Konkurren-
zen zwischen weiteren Belangen mit überragendem öffentlichem Interesse aufgelöst, 
sondern lediglich auf die kommunale Ebene verlagert.  
 
Ein gezielter Ausschluss des überragenden öffentlichen Interesses gegenüber einer Reihe 
von eingriffsverursachenden Gesetzen wie dem WindSeeG verringert die Wirkkraft des 
überragenden öffentlichen Interesses von Natur und Landschaft deutlich. Es führt dazu, 
dass dieses fast nur noch in der Bauleitplanung angewandt werden kann, wo ihm zahlrei-
che weitere Belange von überragendem öffentlichem Interesse entgegenstehen. Es ist 
fraglich, in welchen Fällen das überragende öffentliche Interesse für Natur und Landschaft 
dann noch wirken soll, wenn die meisten eingriffsverursachenden Vorhaben davon ausge-
nommen sind oder ebenfalls von überragendem öffentlichem Interesse sind. 
 
Die Wiedervernässung von Moorböden hat auf Grund der vielzähligen ökologischen Vor-
teile eine besondere Bedeutung, welche ihre Aufzählung in § 1 Abs. 1a gerechtfertigt. Die 
Einschränkung auf Maßnahmen über ANK-Mittel ist dabei aus fachlicher Sicht nicht aus-
schlaggebend.  
 
Zudem ist darauf hinzuweisen, dass eine höhere Gewichtung bestimmter Belange des Na-
turschutzes das Ziel einer Beschleunigung und Vereinfachung von Planungs- und Baupro-
zessen erschwert. Auch hier löst der Referentenentwurf die bestehende Konkurrenz nicht 
auf, sondern vergrößert die Rechtsunsicherheit und verlagert die Auflösung auf die Kom-
munen. 
 

3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG-E: 

Die besondere Berücksichtigung der Verwirklichung mehrerer Ziele des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege im Zusammenhang mit „Natura 2000“ ist positiv.  
 
Wir begrüßen die angestrebte Multifunktionalität von Flächen mit Maßnahmen des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege (§ 2 Abs. 3a). Diese ist für den stark verdichteten 
urbanen Raum gut geeignet, um Naturschutz mit städtischem Klimaschutz (z. B. Hitzein-
sel- und Starkregenschutz) auf derselben Fläche effektiv zu bündeln. Diese Mehrfachbele-
gung von Flächen für möglichst viele Ziele des § 1 BNatSchG oder anderen Verpflichtun-
gen nach dem BNatSchG umzusetzen, wird in der Ausgleichs- und Kompensationspraxis 
schon längst so umgesetzt. Gleichzeitig können nicht alle Belange auf bestehenden Flä-
chen umgesetzt werden, oft konkurrieren Zielsetzungen miteinander und erlauben keine 
Mehrfachnutzung und Multifunktionalitäten.   
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Zudem begrüßen wir die gesetzliche Stärkung der Vorbildfunktion der öffentlichen Hand (§ 
2 Abs. 4 BNatSchG-E). Hierfür müssen die Kommunen aber finanziell und personell in die 
Lage versetzt werden, diese Vorbildfunktion auch auszuüben.  
 
Hinsichtlich des Vollzuges ergeben sich bereits jetzt Schwierigkeit der Flächensicherung. 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind zu einem großen Teil im 
Bereich der ausgeräumten Agrarlandschaft erforderlich, beispielsweise zu benennen sind 
die Extensivierung von Gewässerauen, die Förderung produktionsintegrierter Feldhams-
termaßnahmen und die Entwicklung von Verbundelementen. Erfahrungsgemäß ist die 
dauerhafte Entwicklung dieser Maßnahmen hauptsächlich auf Flächen der öffentlichen 
Hand umsetzbar, was der Intention des § 2 Abs. 4 BNatSchG entspricht. Jedoch wird trotz 
der Bereitschaft einzelner Flächeneigentümer der Ankauf der Flächen durch die öffentli-
che Hand durch die aktuellen Regelungen des Vorkaufsrechtes nach RSiedlG verhindert. 
Die Regelungen des § 66 BNatSchG sind ebenfalls nicht ausreichend, um das Vorkaufs-
recht von Flächen, die unter die Regelungen des neu gefassten § 20 a Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 
BNatSchG fallen, ausüben zu können. Hier besteht mit der aktuellen Gesetzesänderung 
ein dringender Handlungsbedarf.  
 
4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E: 

Die Pflicht, im Landschaftsplan Flächen darzustellen, die sich besonders für den natürli-
chen Klimaschutz und die Wiederherstellung der Natur eignen, wird ausdrücklich begrüßt. 
Diese erleichtert der kommunalen Planung die frühzeitige Identifikation von Suchräumen 
für Kompensationsmaßnahmen und Biotopverbünde. Zudem wird dies als sinnvolle Er-
gänzung bzw. Konkretisierung besonders im Sinne der EU-Verordnung über die Wieder-
herstellung der Natur begrüßt. 
 
5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E: 

Nach § 14 Abs. 2a BNatSchG-E gilt die Beseitigung von Agroforstsystemen nicht als Ein-
griff in Natur und Landschaft. Da die Agroforstsysteme bei entsprechender Ausführung 
durchaus positive ökologische Auswirkungen entfalten und somit als produktionsinte-
grierte Kompensationsmaßnahme genutzt werden können, ist eine entsprechende Ein-
schränkung „außer es handelt sich um eine Maßnahme nach § 15 Abs. 2 BNatSchG“ in die 
gesetzliche Regelung aufzunehmen.  
 
Nach § 14 Abs. 4 BNatSchG werden regelmäßige Unterhaltungsmaßnahmen an Verkehrs-
wegen nicht als Eingriff gewertet. Die Aufnahme von regelmäßig erfolgenden Unterhaltun-
gen von Verkehrswegen als Legalausnahme für Eingriffe in Natur und Landschaft wird be-
grüßt. Gleichzeitig gilt der Artenschutz nach § 44 BNatSchG weiterhin und muss entspre-
chend abgeprüft werden.  
 
6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 

Bei den Eingriffsregelungen ist eine bevorratende Kompensation im Biotopverbund als 
Standard vorzusehen. Dies entlastet Vorhabenträger, erhöht die Wirkung für den Natur-
schutz und fördert die grüne Infrastruktur. Der Vorrang der Realkompensation muss dabei 



Seite 4 / 8 

beibehalten werden. Um die Flächen sichern zu können, müssen Vorkaufsrechte für Flä-
chenagenturen und Ökokontoanbieter ausgeweitet werden. 
 
Das derzeitige System der naturschutz- und baurechtlichen Eingriffsregelung steht in der 
Praxis oft vor erheblichen Schwierigkeiten. Flächen für Ausgleich oder Ersatz sind schwer 
zu finden. Die Flächenkulisse ist oftmals sehr kleinteilig. Das System der bevorratenden 
Kompensation im Biotopverbund sollte die Standardlösung bei Ausgleich und Ersatz wer-
den. Das würde sowohl Vorhabenträger entlasten und gleichzeitig dem Naturschutz die-
nen. Vorhabenträger müssten nicht mehr selbst Flächen suchen, sondern könnten bereits 
umgesetzte Maßnahmen über Flächenagenturen und Ökokonten einkaufen. Wichtig ist, 
dass der Vorrang der Realkompensation erhalten bleibt, d. h., dass unvermeidbare Beein-
trächtigungen von Natur und Landschaft so weit wie möglich gleichartig ausgeglichen 
oder gleichwertig ersetzt werden. Ausgleich und Ersatz würden mit dem Vorschlag nicht 
mehr kleinteilig, sondern im größeren räumlichen Zusammenhang stattfinden. So würden 
die grüne Infrastruktur und der Biotopverbund gestärkt.  
 
Die geplante grundsätzliche Gleichstellung von Ausgleich, Ersatz und Ersatzgeld für Infra-
strukturprojekte ist sehr kritisch zu beurteilen. Der Ausgleich oder Ersatz sollte in räumli-
cher Nähe, mindestens aber im gleichen Naturraum stattfinden. Der lokale und regio-
nale Bezug ist für die Biodiversität wie auch die Akzeptanz von Vorhaben wichtig. Damit 
eine bevorratende Kompensation in der Breite funktioniert, müssen die Flächen hierfür 
gesichert werden. Eine generelle Gleichrangigkeit von Ersatzzahlungen und Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen aus naturschutzfachlicher Sicht lehnen wir ab. Dem Verursacher-
prinzip und den etablierten Prinzipien des Naturschutzrechts entsprechend sollten Ein-
griffe vorrangig durch konkrete Maßnahmen im betroffenen Naturraum ausgeglichen und 
Ersatzzahlungen den Ausnahmefall bilden. 
 
Im Sinne eines bundesweiten Biotopverbunds sollten Korridore länderübergreifend abge-
stimmt werden. Hierfür könnte ein bundesweiter Raumordnungsplan für die Flächensi-
cherung analog des Windenergieflächenbedarfsgesetzes ein Weg sein. Konkrete Aus-
gleichskorridore und -flächen sollten auf Ebene der Landschaftsplanung festgelegt wer-
den. So könnten städtische Freiraumkonzepte wie Grüngürtel, -säume oder -finger einfa-
cher und proaktiv umgesetzt werden.  
 
Diese Flächen müssten dann auch noch für die Zwecke des Naturschutzes gesichert wer-
den. Dafür bedarf es zumindest innerhalb eines definierten Biotopverbundsystems der 
Einführung von Vorkaufsrechten für Flächenagenturen und Ökokontoanbieter, um diese 
Flächen zweckgebunden für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu sichern. Zudem steht 
die Finanzierungsfrage im Raum. Dies dürfte sich aus unserer Sicht auf die Frage der Vor-
leistung beschränken, als das Flächenkäufe und -maßnahmen durch die Ausgleichszahlun-
gen refinanziert werden.  
 
Zu Abs. 2: Die Lockerung des Naturraumbezugs wird kritisch gesehen, da sie die Verlage-
rung von Kompensationsmaßnahmen aus vom Klimawandel besonders betroffenen Ver-
dichtungsräumen in das Umland begünstigt. Dadurch gehen wichtige Potenziale für 
Klimaanpassung, Biodiversität sowie die Entwicklung urbaner Grün- und Freiräume verlo-
ren. Allerdings kann die geplante Änderung die Suche nach geeigneten Flächen für 

https://www.gesetze-im-internet.de/windbg/
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Kompensationsmaßnahmen sowie die politische Diskussion und Entscheidung hierzu ver-
einfachen. Zudem könnten Kompensationsmaßnahmen den ermittelten Bedarf aus meh-
reren Rechtsvorschriften übernehmen und somit den Gesamtbedarf an Flächen reduzie-
ren. Insofern wäre ein abgestuftes Vorgehen mit der Option zur Öffnung praxisgerechter.  
 
Zu Abs. 3a und 3b: Die beide Anreize aus 3a und 3b sind nach unserer Einschätzung über-
flüssig und nicht erforderlich. 3b ist bei korrekter Anwendung der Eingriffsausgleich-Rege-
lung von vornherein ausgeschlossen, da vermeidbare Beeinträchtigungen zu unterlassen 
sind, wenn es zumutbare Alternativen mit weniger Beeinträchtigungen gibt.  
 
Die Ergänzung in Absatz 4, nachdem der Sicherungszeitraum von Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen sich nach der Dauer von vorhabenbezogenen Wirkungen richtet, wird be-
grüßt. Insbesondere bei Infrastruktur- oder Bauvorhaben sind die vorhabenbezogenen 
Wirkungen dauerhaft, so dass eine dauerhafte Sicherung notwendig ist. Andererseits war 
dies schon die gängige Praxis, die über diverse Rechtsprechung definiert und schon seit-
her gültig war.  
 
zu Absatz 6a (alt) und 6b (alt) 
Das derzeit gültige BNatSchG verfügt über keinen Absatz 6a oder 6b im § 15, die vorge-
schlagenen Änderungen dieser beiden Absätze konnten damit nicht nachvollzogen wer-
den. 
 
Zu Abs. 6b / ehemals 6a: Die pauschale Erhöhung des Ersatzgeldes um 20 % bei Nutzung 
der Gleichstellungsregelung des InfZuG ist zwar ein richtiger Schritt, um Realkompensa-
tion wirtschaftlich attraktiver zu halten. Sie löst jedoch nicht das grundlegende Problem, 
dass der unteren Naturschutzbehörde vor Ort die realen Flächen für den Naturschutz feh-
len. Hinsichtlich der hiermit gestärkten Multifunktionalität und der Kombination von 
Maßnahmen und Programmen sind im Bedarfsfall entsprechende Anpassungen in den 
Kompensationsverordnungen des Bundes und der Länder erforderlich.  
 
Der Absatz 8a, der die Regierung ermächtigt, eine Rechtsverordnung zu signifikanten Ab-
schlägen beim Ausgleich für Maßnahmen des Klima- und Umweltschutzes usw. zu treffen, 
wird kritisch gesehen. Es sind nicht immer aller Schutzgüter des Naturhaushaltes gleicher-
maßen von Eingriffen betroffen. Auch Klimaanpassungs- oder Klimaschutzmaßnahmen 
können andere Schutzgüter des Naturhaushalts negativ betreffen, da es auch nachteilige 
Wechselwirkungen geben kann. Die Eingriffsregelung pauschal zu schwächen, um Klima-
schutzmaßnahmen umzusetzen, erscheint nicht logisch. Im Gegenteil viele der ökologi-
schen Ausgleichsmaßnahmen aus der Eingriffsregelung bringen einen Mehrwert für den 
natürlichen Klimaschutz – so fördern z. B. eine Ausgleichsmaßnahme „Acker zu extensi-
vem, artenreichem Grünland“ die dauerhafte Festlegung und Speicherung eines Vielfa-
chen am Kohlenstoff und tragen zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung bei. Natur-
schutz und Klimaschutz sowie Klimaanpassung sollten mit Maßnahmen Hand in Hand ge-
hen und können dies auch. Dafür muss die Eingriffsregelung nicht noch weiter ge-
schwächt werden. 
 
Zudem macht der Referentenentwurf in Bezug auf die Kompensationen keine Angabe, 
wie mit säumigen Kompensationsmaßnahmen umgegangen werden kann. Eine Vielzahl 
von Kompensationsmaßnahmen wird in der Praxis nur verzögert und aufgrund stetiger 
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und aufwendiger Erinnerung der Naturschutzbehörden realisiert. Konsequenzen löst dies 
für die Verursachenden kaum aus. Als Anreiz wäre in diesem Sinne denkbar - wie im 
Waldrecht (vgl. Ausführungsbestimmungen zum NWald LG Kap. 2.1) einen Zuschlag auf 
die ermittelte Kompensationshöhe für erforderlich. 
 
7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E: 

Wir regen an, im Gesetzestext zwingend klarzustellen, dass diese Ersatzgelder regional im 
betroffenen Naturraum verbleiben und von den örtlich zuständigen Behörden oder ggf. 
Flächenagenturen bewirtschaftet werden müssen. Auch die erforderlichen Planungsleis-
tungen und Bauleitung sollten in den Ersatzzahlungskosten enthalten sein. Hierfür ist eine 
Ergänzung erforderlich. 
 
8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG-E: 

Die befreiende Wirkung bei der Übertragung der Kompensationspflicht auf Dritte entzieht der 
unteren Naturschutzbehörden im Falle von Pflege- oder Entwicklungsdefiziten den direkten 
Zugriff auf den eigentlichen Verursacher des Eingriffs. Dadurch könnte sich das erhebliche Ri-
siko eines dauerhaften Ausfalls von Kompensationsmaßnahmen sowie ein unkalkulierbarer 
Überwachungsaufwand einseitig auf die Behörde verlagern.  
 
Zudem ist hinsichtlich der Übertragung einer Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahme an einen 
Dritten nicht klar, ob die Verantwortung an den Vorhabenträger zurückübertragbar ist, 
falls der Dritte nicht mehr existent ist. 
 
Darüber hinaus werden in der vorgelegten Formulierung nur juristische Personen als Mög-
lichkeit genannt. Fraglich ist, ob damit gemeint wird, dass natürliche Personen keine Öko-
punkte aus durchgeführten Ökokontomaßnahmen verkaufen können oder dass die Aner-
kennung sich nur auf den Fall bezieht, dass eine Ökokontomaßnahme noch nicht durchge-
führt worden ist und die Verpflichtung zur Durchführung nur auf eine anerkannte juristi-
sche Person übertragen werden kann (und nicht auf eine natürliche Person). Eine Klarstel-
lung zu diesem Punkt wäre sinnvoll. 
 
9. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E: Naturgutschriften 

Wir sehen eine alleinige Ersatzzahlung kritisch. Eine generelle Gleichrangigkeit von Ersatz-
zahlungen und Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (siehe auch § 15 Abs. 6a BNatSchG-E) 
aus naturschutzfachlicher Sicht lehnen wir ab. Dem Verursacherprinzip und den etablierten 
Prinzipien des Naturschutzrechts entsprechend sollten Eingriffe vorrangig durch konkrete 
Maßnahmen im betroffenen Naturraum ausgeglichen und Ersatzzahlungen den Ausnahme-
fall bilden. Ebenfalls sehen wir die Zuweisung der Zahlungen der Naturgutschriften an den 
Bund kritisch. Eine zentrale Verwendung von Ersatzgeldern durch die Bundesverwaltung in 
Bezug auf Vorhaben mit Schutzgütervorrang hätte zur Folge, dass ausgerechnet Vorhaben 
mit potenziell großen Auswirkungen vor Ort durch Maßnahmen in großer Entfernung vom 
jeweiligen Eingriffsort kompensiert würden. Zudem würden den Ländern und der kommu-
nalen Ebene bzw. den landesrechtlich bestimmten Stellen erhebliche Mittel für den Natur-
schutz vor Ort verloren gehen. 
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Die Definition von Naturgutschriften scheint zudem vage („Nachweise für Maßnahmen, die 
…“). Unklar bleibt auch, wer die Maßnahmen durchführt und warum und wer die Nach-
weise führen soll und in welcher Form. Diese grundlegenden Punkte sollten bereites im 
übergeordneten BNatSchG grundsätzlich klargestellt werden, bevor Rechtsverordnungen 
Näheres regeln können.  
 
Der praktische Unterschied zu Kompensationsmaßnahmen und wie die Naturgutschriften 
bilanziert und für einen Eingriff angerechnet werden können, erschließt sich auch mit den 
Erläuterungen auf S. 23 nicht. 
 
10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E: 

Die Erhöhung der Biotopverbundfläche bis Ende 2030 wird grundsätzlich begrüßt. Eine 
starre Festlegung auf einen prozentualen Anteil der Landesfläche erscheint allerdings we-
nig realistisch. Sinnvoller erscheint eine bundesweite Zielgröße, um den unterschiedlichen 
Ausgangslagen in den Ländern gerecht zu werden.  Zudem sei an dieser Stelle nochmals 
auf die Notwendigkeit hingewiesen, das Vorkaufsrecht zu Gunsten der öffentlichen Hand 
auszuweiten. Eine Vorkaufsrechtsregelung in Bezug auf die in 20a genannten Flächen 
wäre hierfür hilfreich. 
 
11. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E: 

Die gesetzliche Definition und Erfassung der Natürlichen Infrastruktur liefert ein gutes 
Steuerungswerkzeug für die Kommunalplanung, da die Verknüpfung dieser Kulisse mit ei-
nem um 20 Prozent erhöhten Kompensationsbedarf (§ 15 Absatz 3b) wertvolle Kernflä-
chen effektiv vor ungewollter Überplanung schützt.  
 
Prinzipiell ist es sehr sinnvoll zum Schutz des Naturhaushaltes in Verbundstrukturen bzw. 
in einer Art grüner Netze bzw. natürlichen Infrastruktur zu denken und zu handeln. Auf 
freiwilliger Ebene wird dies durch die seit mehreren Jahren sukzessive erstellten Bio-
topverbundplanungen vorangetrieben. Dennoch ist es fraglich, ob die Ausweisung als na-
türliche Infrastruktur tatsächlich zu mehr Naturschutz führt. Es fehlt derzeit vor allem an 
Fördermitteln, um den Zustand der Natur zu erhalten und wiederherzustellen. Eine Erhö-
hung der Mittel für den Naturschutz hat sicherlich größere Effekte auf den tatsächlich 
umgesetzten Naturschutz in der Fläche. 

Da die Flächen der natürlichen Infrastruktur oftmals bereits sehr hochwertig sind, stellt 
sich auch hier die Frage der Berücksichtigung in den einschlägigen Kompensationsverord-
nungen. Grundsätzlich ist die Regelung zu begrüßen, da damit – endlich wieder – die Ent-
wicklung von Lebensräumen in den Fokus genommen wird und nicht nur über vorhabens-
bezogene Einzelmaßnahmen.  
 
Die im § 20 Abs. 3 S. 1 aufgezählte Eignung für Fördermittel etc. wird unterstützt. 
 
Nach § 20a Abs. 4 BNatSchG sind die Angaben zur Natürlichen Infrastruktur dem Bund zur 
Verfügung zu stellen. Hier sind die Anforderungen an das zu übergebendes Format und 
die Inhaltsangaben zu präzisieren.  
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12. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG-E: 

Die Pflicht, Kernflächen des Biotopverbunds nun zwingend vollständig und Verbindungsflä-
chen überwiegend durch formelle Schutzgebietsausweisungen zu sichern, wird aus natur-
schutzfachlicher Sicht ausdrücklich begrüßt. 
 
Der Biotopverbund sollte auch weiter zur Verbesserung des Zusammenhangs des Netzes 
NATURA 2000 beitragen. Daher ist es nicht nachvollziehbar, wieso dieser Halbsatz im 
neuen Entwurf entfällt. Beide Systeme wollen die Durchlässigkeit der Landschaft für sel-
tene und gefährdete Arten erhöhen und entsprechende Verbundstrukturen schaffen. Sy-
nergien bestehen in jedem Fall.   
 
Nach dem neuen Gesetzentwurf sollen Verbindungsflächen und -elemente nur noch 
„überwiegend“ zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft erklärt oder gesichert 
werden. Nach unserem Verständnis würden diese dann auch nur noch „überwiegend“ un-
ter die natürliche Infrastruktur fallen und entsprechend geschützt werden. Es ist notwen-
dig, auch Verbindungsflächen zu sichern, damit der Biotopverbund langfristig erhalten 
werden kann.   
 
13. Anmerkungen zu § 40 BNatSchG-E: 

Die Schwierigkeiten bei der Beschaffung des autochthonen Pflanzgutes sind bekannt. Je-
doch führt die generelle Ausnahme von der Verwendung dieses Pflanzgutes, auch bei ent-
sprechender Nachweisführung, zu einer unkontrollierten Veränderung der Pflanzenarten 
in den Außenbereichen, was mit der bisherigen gesetzlichen Regelung verhindert werden 
sollte. Somit sollte aus unserer fachlichen Sicht an der bisherigen Prüfpflicht zur Gefähr-
dung von Ökosystemen, Biotopen oder Arten der Mitgliedstaaten festgehalten werden.  
 
14. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E: 

In § 74 Abs. 7 sollte klarstellend der Zusatz „auf Vorhaben, bei denen bereits vor Inkraft-
treten des Gesetzes ein Zulassungsantrag gestellt wurde“ eingefügt werden.  
 
Wir begrüßen die geplante Gesetzesevaluierung bis Juni 2028 zwecks Ermittlung von An-
passungsbedarfen unter Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände. Wichtig ist hier-
für eine messbare Überprüfung des ökologischen Nutzens der Ersatzzahlungen, um ein 

eventuelles städtisches Vollzugsdefizit durch den Abfluss von Kompensationsmitteln in länd-
liche Räume offenzulegen. Anzumerken ist, dass der Berichtszeitraum bis 2028 sehr kurz ist, 
um die langfristigen ökologischen Auswirkungen der Ersatzgeldverwendung im urbanen 
Raum wissenschaftlich fundiert bewerten zu können. 
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